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ZEITGESPRACH

Dauerproblem 
Jugendarbeitslosigkeit
Die hoiie Anzalil jugendliclier Arbeitsloser ist in der Bundesrepublik Deutscliland und in den west- 
iiciien Industrieländern zu einem Dauerproblem geworden. Welche Maßnahmen werden zur Beseiti­
gung der Jugendarbeitslosigkeit in den anderen Industriestaaten ergriffen? Wie sind die programma­
tischen Forderungen der CDU und der SPD zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit, die kürzlich 
vorgelegt wurden, zu bewerten?

Heinz Werner

Jugendarbeitslosigkeit in den Industriestaaten

Die Zahlen der jugendlichen 
Arbeitslosen sind in der 

Bundesrepublik Deutschland 
erst in den letzten Jahren stark 
angestiegen. In anderen Län­
dern existiert das Problem der 
Jugendarbeitslosigkeit häufig 
schon seit längerem. Das Bemü­
hen aller Staaten, vor allem die 
Arbeitslosigkeit Jugendlicher zu 
verringern, läßt es angebracht 
erscheinen, einen Überblick 
über Ausmaß und Maßnahmen 
zur Verringerung der Jugend­
arbeitslosigkeit in anderen Län­
dern zu geben.

Das Ausmaß der Jugendar­
beitslosigkeit in einigen ausge­
wählten Industrieländern zeigt 
das Schaubild. Hierbei ist zu be­
achten, daß nach den internatio­
nalen Gepflogenheiten zu den 
Jugendlichen Personen zwi­
schen 15 bis unter 25 Jahren ge­
rechnet; werden. Internationale 
Vergleiche werden erschwert 
durch unterschiedliche Berech­
nungsarten, Erhebungsmetho­
den und Definitionen der einbe- 
zogeoen Personenkreise zur Be­
rechnung der Arbeitslosenquote 
in den einzelnen Ländern. Eine

Verzerrung kann zum Beispiel 
bei der Berechnung der Jugend­
arbeitslosenquote für Länder 
mit unterschiedlichen Berufs­
ausbildungssystemen eintreten: 
In Staaten mit dualer Berufs­
ausbildung (Bundesrepublik 
Deutschland, Österreich) gehen 
bei der Quotenberechnung die 
Auszubildenden in die Nenner­
größe -  bei den Erwerbsperso­
nen — ein, was bei Ländern mit 
schulischem Berufsausbildungs­
system nicht gegeben ist. Im 
ersteren Fall wird durch den 
größeren Nenner die errechnete 
Arbeitsiosenquote niedriger.

In der Tabelle sind deshalb 
aus Gründen der besseren Ver­
gleichbarkeit von Land zu Land 
die ausgewiesenen arbeitslosen 
Jugendlichen auch auf die je ­
weilige gesamte Altersgruppe 
15 bis unter 25 Jahren bezogen.

Ursachen

Die generelle Ursache der Ar­
beitslosigkeit von Jugendlichen 
liegt im Zusammentreffen der 
demographisch bedingten Zu­
nahme von jugendlichen Arbeit­
suchenden mit einer verschlech- :

terten wirtschaftlichen Situation, 
in einer Zeit also, da Arbeits­
und Ausbildungsplätze knapp 
sind. Die Jugendarbeitslosigkeit 
ist zu einem erheblichen Aus­
maß Folge der hohen Gesamt­
arbeitslosigkeit. Die Situation 
wurde noch dadurch verschärft, 
daß sich in den meisten Ländern 
das Erwerbsverhalten der 
Frauen in Richtung verstärkter 
Erwerbstätigkeit verschob, was 
Konkurrenzsituationen zwischen 
jugendlichen und weiblichen 
Arbeitsuchenden zur Folge ha­
ben kann.

Der Arbeitsmarkt für Jugend­
liche weist weiterhin einige spe­
zifische Charakteristika auf, die 
nicht ohne Einfluß auf die Be­
schäftigungsmöglichkeiten sind:

□  Jugendliche als neu in das 
Erwerbsleben eintretende Ar­
beitskräfte sind sozial und ar­
beitsrechtlich weniger geschützt 
als andere Altersgruppen auf 
dem Arbeitsmarkt. Werden im 
Zuge von Personaleinsparungen 
Entlassungen notwendig, so die­
nen als Auslesekriterium Dauer 
der Betriebszugehörigkeit, Be­
rufserfahrung, und Alter, aber
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auch die soziale und fam iliäre 
Situation der Beschäftigten.

G  Jugendliche sind von der Re­
zession überproportional betrof­
fen, weil weniger Neueinstellun­
gen erfolgen, da es einmal die 
Betriebssituation nicht erfordert 
und zum anderen die Arbeits­
platzm obilität der bereits be­
schäftigten Arbeitnehmer gerin­
ger wird.

G Es wird vielfach darauf hin­
gewiesen, daß zwischen ange­
botener und geforderter Qualifi­
kation eine Diskrepanz bestehe, 
da vor allem die schulische Aus­
bildung nicht berufsorientiert 
genug erfolge. Dies wurde so 
lange nicht zum Problem, als die 
wirtschaftliche Hochkonjunktur 
jedem Ausbildungs- und Arbeits­
platzbewerber ausreichende 
Chancen bot.

G Weitere Unsicherheiten in be­
trieblichen Rentabilitäts- und 
Produktivitätsüberlegungen er­
geben sich aus dem weitgehen­
den Fehlen eines bisherigen Be­
rufsverlaufs (keine Arbeitszeug­
nisse), das keine Schlüsse auf 
das Beschäftigungs- und M obili­
tätsverhalten zuläßt.

Selbst wenn es gelingen 
sollte, w ieder höhere w irtschaft­
liche Wachstumsraten zu errei­
chen, die ein größeres Arbeits­
und Ausbildungsplatzangebot 
zur Folge haben, werden die Be­
schäftigungsprobleme von Ju­
gendlichen in den nächsten Jah­
ren gravierend bleiben. Zum 
einen wird sich ein möglicher 
Aufschwung -  zumindest am 
Anfang -  über die Auslastung 
unausgenutzter Kapazitäten vo ll­
ziehen, und aus der sogenann­
ten stillen Reserve werden dann 
vor allem wieder Frauen eine 
Beschäftigung suchen, die unter 
Umständen in Konkurrenz mit 
jugendlichen Arbeitsuchenden 
treten. Zum anderen werden 
aufgrund der demographischen 
Entwicklung bis in die achtziger 
Jahre mehr Jugendliche als bis­
her ihr Erwerbsleben beginnen.

Wie bereits dargelegt, sind 
Jugendliche von der ungünsti­
gen Wirtschaftslage besonders 
betroffen. Allgemeine w irt­
schaftspolitische Maßnahmen 
haben deshalb auch Einfluß auf 
die Beschäftigung Jugendlicher. 
Derartige globale Maßnahmen 
sollen jedoch nicht Gegenstand 
der folgenden Darstellung sein. 
Es werden diejenigen arbeits­
marktrelevanten Maßnahmen 
diskutiert, die selektiv auf diese 
Personengruppe ausgerichtet 
sind, oder diejenigen Maßnah­
men, die zwar nicht als gruppen­
spezifisch konzipiert wurden, 
von denen aber de facto vor 
allem Jugendliche betroffen 
sind. Ein Katalog der Maßnah­
men zur Verringerung der Ju­
gendarbeitslosigkeit wichtiger 
Länder ist in Form einer Über­
sicht angefügt.

Zuschüsse 
an private Unternehmen

Arbeitsplätze für Jugendliche 
sollen erhalten oder geschaffen 
werden über Subventionszah­
lungen, Steuererleichterungen 
oder Übernahme von Sozialver­
sicherungslasten, die bei Ein­
stellung eines Arbeitslosen ge­
währt werden (Belgien, Frank­
reich, Großbritannien, Irland,
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Niederlande, Schweden, USA). 
Manchmal werden auch Darle­
hen zu besonders günstigen Be­
dingungen gegeben.

Ziel dieser temporären und 
flexibel zu handhabenden Zu­
schüsse ist, über die Verringe­
rung der laufenden Arbeits­
kosten Arbeitsplätze zu erhalten 
oder zu schaffen und damit die 
Beschäftigung zu fördern. Die 
auf diesen Plätzen beschäftigten 
Arbeitnehmer erhalten den übli­
chen Lohn. Die Höhe der ge­
zahlten Zuschüsse geht bis zur 
Summe der Arbeitslosenunter­
stützung, die sonst gezahlt wer­
den müßte. Sie liegt jedoch 
meist darunter, so daß sich so­
gar ein Finanzierungsvorteil für 
den Versicherungsträger erge­
ben kann. Das Problem bei die­
sen Maßnahmen liegt darin zu 
verhindern, daß ein Zuschuß zu 
Arbeitsplätzen gezahlt w ird, die 
sowieso geschaffen oder erhal­
ten worden wären („M itnehmer­
e ffekt“ ). In den meisten Ländern 
ist deshalb ein gleichgebliebe­
ner oder angestiegener Beschäf­
tigungsstand im jeweiligen Be­
trieb Voraussetzung zur Gewäh­
rung des Zuschusses.

Man muß sich bei der Beur­
teilung von Beschäftigungszu­
schüssen im klaren sein, daß 
diese Maßnahme nur vorüberge­
hender Art sein kann, um den 
Wirtschaftsstrukturwandel nicht 
zu behindern, und daß derartige 
Zuschüsse — dadurch daß sie zu 
laufenden Arbeitskosten ge­
währt werden — nur in dem Maß 
als zusätzlicher Anreiz für Ein­
stellungen wirken, als auch ent­
sprechende zukünftige Absatz­
erwartungen gegeben sind.

Arbeitsplätze 
im öffentlichen Sektor

In einigen Ländern existieren 
Programme zur Schaffung von 
— meist temporären — Arbeits­
plätzen im (traditionellen) öf­
fentlichen Sektor (Belgien, Dä­
nemark, Frankreich, Kanada, 
Niederlande, Schweden, USA). 
So beschloß die französische
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Tabelle
Ausgewiesene Quote jugend­

licher Arbeitsloser (15 bis unter 
25 Jahre) in ausgewählten 

Ländern 1976
Belgien ') 2)
Bundesrepublik Deutschland
Frankreich
Großbritannien
Italien
Japan
Kanada i)
Niederlande ') 2)
Österreich
Schweden
USA

7,8
(5,2)
10,7

(13,1)
(14,4)

3,1
12,2
5,7

(1,4)
3.6

14,0

1) 1975.
2) 14 bis 24 Jahre.
( ) Schätzung der OECD. 
Q u e l l e n :  OECD, ILO 
Statistiken.

und nationale

Regierung 1977 20 000 Arbeits­
plätze für Jugendliche in der 
öffentlichen Verwaltung, insbe­
sondere im Justiz- und Gesund­
heitswesen und der Post, vor­
übergehend bereitzustellen. In 
Schweden laufen Experimente, 
Jugendliche während Fortb il­
dungsperioden für öffentliche 
Bedienstete zu beschäftigen.

Bei der temporären Schaffung 
von Arbeitsplätzen im öffentli­
chen Dienst wird es als vorte il­
hafter angesehen, ein Entgelt 
fü r eine Beschäftigung zu bezah­
len anstatt Arbeitslosenunter­
stützung zu gewähren. Außer­
dem kann eine derartige „Über­
brückungsbeschäftigung“ dem 
jungen Menschen helfen, Ar­
beitserfahrung zu gewinnen und 
später leichter einen Dauerar­
beitsplatz zu finden.

Programme zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen im traditionellen 
öffentlichen Sektor haben trotz 
des temporären Charakters die 
unter Umständen unerwünschte 
Tendenz einer stetigen Expan­
sion des öffentlichen Dienstes.

Durchführung
von Gemeinschaftsaufgaben

Einige Länder führen Be­
schäftigungsprogramme mit dem 
Schwerpunkt auf Gemeinschafts­
aufgaben für lokale Bedürfnisse 
durch (Großbritannien, Kanada,

Schweden, USA). Projekte wie 
Landschafts- und Umweltschutz, 
Hilfe für alte Menschen, Betreu­
ung von Kindergärten/Spielplät­
zen werden von öffentlichen 
Stellen finanziert und von kari­
tativen, kirchlichen oder gemein­
nützigen Organisationen oder 
von dafür ins Leben gerufenen 
Bürgerinitiativen durchgeführt. 
Der Mobilisierung der sozialen 
Initiative w ird bei der Ausge­
staltung derartiger Gemein­
schaftsarbeiten relativ großer 
Raum gelassen. Damit wurden 
vielfach neue Bedürfnisfelder 
abgedeckt, die bisher nicht von 
den öffentlichen (Sozial-) Ein­
richtungen erfaßt wurden. Die 
Programme sind meist nicht nur 
auf Jugendliche beschränkt, de 
facto besteht jedoch der über­
wiegende Teil der Teilnehmer 
aus diesem Personenkreis. Die 
bisherigen Erfahrungen zeigen, 
daß derartige Maßnahmen 
schneller und flexib ler durchge­
führt werden können als öffent­
liche Notstandsarbeiten und daß 
sie Arbeitskräfte absorbieren, 
die vom privaten Sektor nicht 
aufgenommen werden können, 
auch wenn Zuschüsse gewährt 
werden.

Eine der Hauptschwächen der­
artiger Programme liegt darin, 
daß die geschaffenen Arbeits­
plätze meist eine im Vergleich 
zu einer späteren Beschäftigung 
atypische Tätigkeit erfordern 
und deshalb wenig Hilfe für eine 
anschließende Dauerbeschäfti­
gung bieten. Ein weiteres Pro­
blem kann darin bestehen, daß 
bei Auslaufen eines lokalen Pro­
gramms Pressionen ausgeübt 
werden, die Maßnahmen weiter­
zuführen und sie schließlich zu 
einer Dauereinrichtung werden 
zu lassen.

Starre dirigistische Maßnah­
men wie die Festlegung von Be­
schäftigungsquoten für Jugend­
liche in den Betrieben wurden 
bisher von keinem Land ergrif­
fen.

Der Erfolg von Mobilitätszu­
schüssen (Frankreich, Großbri­
tannien, Irland, Kanada. Nieder­

lande) ist generell als gering 
einzuschätzen, da er als M obili­
tätsanreiz nicht ausschlagge­
bend und zudem zu gering ist.

Zuschüsse
für die betriebliche Bildung

Jugendarbeitslosigkeit kann 
nicht nur ein Arbeitsplatz-, son­
dern auch ein Ausbildungsplatz­
problem sein. Eng verknüpft ist 
damit auch das System der be­
ruflichen Bildung. Je nach bis­
heriger schulisch- oder praxis­
orientierter Ausbildung wird 
man mehr Ausbildungen in den 
Betrieben (oder Beschäftigungs­
zuschüsse gewähren) oder mehr 
die Vermittlung generell-forma­
ler Qualifikationen fördern. Die 
Ausbildungs- und Anlernkosten 
sollen über Zuschüsse für die 
Unternehmen gesenkt und diese 
bewogen werden, mehr Jugend­
liche zur Ausbildung einzustel­
len (Belgien, Dänemark, Frank­
reich, Großbritannien, Irland, 
Kanada, Niederlande, Schwe­
den, USA). Die Ausbildungsför­
derung kann sich auf die trad i­
tionellen Ausbildungsberufe er­
strecken, die Vermittlung von 
betriebsspezifischen Qualifika­
tionen bis zu Arbeitserfahrungs­
aufenthalten. Die Ausgestaltung 
der Förderungsmaßnahmen va­
riiert von Land zu Land erheb­
lich; Zum Beispiel können Be­
trieben, die Jugendliche ausbil­
den, die Ausbildungskosten d i­
rekt über Zuschüsse oder ind i­
rekt über den Erlaß der Arbeit­
geberanteile zur Sozialversiche­
rung ersetzt werden, oder die 
Zuschüsse werden nur für be­
sonders von der Arbeitslosigkeit 
gefährdete/betroffene Jugend­
liche oder W irtschaftszweige ge­
währt, oder sie werden nur dann 
gegeben, wenn eine über dem 
Durchschnitt der letzten Jahre 
liegende Anzahl zusätzlich Aus­
zubildender eingestellt w ird.

Die betrieblichen Ausbildungs­
förderungen haben den Vorteil, 
daß sie flexib ler zu handhaben 
sind als etwa Strukturverände­
rungen des Bildungs- oder Be­
schäftigungssystems. Den Be-
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trieben wird es erleiclitert, wäli- 
rend einer Übergangszeit den 
Personalbestand n iciit zu verrin­
gern. Die Chancen des Jugend­
lichen, im Ausbildungs- oder in 
einem anderen Betrieb weiter­
beschäftigt zu werden, sind grö­
ßer. Weiterhin kann sich ein 
Finanzierungsvorteil für den 
Versicherungsträger ergeben, 
wenn die gezahlten Zuschüsse 
niedriger als die sonst zu zah­
lende Arbeitslosenunterstützung 
sind.

K ritik ergibt sich aus dem 
vorübergehenden Charakter 
derartiger Programme, die in 
der Hoffnung auf einen zukünf­
tigen Wiederaufschwung zeitlich 
befristet durchgeführt werden. 
Dadurch, daß keine zusätzliche 
Schaffung von Arbeitsplätzen er­
folgt, besteht die Gefahr, daß 
nach der Ausbildungszeit wieder 
Arbeitslosigkeit folgt.

Die Erhöhung der Zahl der 
Plätze für Auszubildende im tra ­
ditionellen öffentlichen Sektor 
wird in den betrachteten Län­
dern bisher nur in einem gerin­
gen Umfang als Mittel zur Ver­
ringerung der Jugendarbeits­
losigkeit angewendet.

Schulungsprogramme

Für eine aktive Arbeitsmarkt­
politik  sind Schulungs- bzw. Um­
schulungsprogramme für ar­
beitslose oder von Arbeitslosig­
keit bedrohte Arbeitnehmer un­
erläßlich. Die meisten Industrie­
länder führen derartige Maßnah­
men durch. Sie sind in der Regel 
für alle Altersgruppen, also nicht 
nur fü r Jugendliche, offen. Da­
neben existieren spezielle Schu­
lungsprogramme für Jugend­
liche ohne Beschäftigung (Däne­
mark, Großbritannien, Irland, Ka­
nada, Niederlande, Schweden,

Schaubild
Arbeitslosenquote insgesamt und Arbeitslosenquote für Jugendliche 
1976 in einigen ausgewählten Ländern — in Vo

1

i i
°°§°;
P°§§c

Bundes­
republik
Deutschland

Frankreich’ ) Großbritannien 
und Nordirland

Italien

14

12 
■10 
■ 8 

■ 6

- 4

- 2 

- 0

I
1ii

I i1
Japan Kanada Österreich Schweden USA

Arbeitsiosenquote insgesamt Arbeitslosenquote für Jugendliche

') 1975
Quelle: OECD

USA). Während der Ausbildung 
wird dem Jugendlichen in der 
Regel eine Beihilfe gewährt. Sie 
soll, um zur Teilnahme an einer 
Schulungsmaßnahme anzurei­
zen, über der Arbeitslosenunter­
stützung liegen, jedoch unter­
halb des üblicherweise zu erzie­
lenden Lohnes bei Beschäfti­
gung, um die Motivation zur Ar­
beitssuche nicht von vornherein 
zu unterbinden.

Organisation und Inhalt der 
Kurse variieren von Land zu 
Land erheblich. Sie können ein­
mal in öffentlichen oder priva­
ten Institutionen durchgeführt 
werden, von unterschiedlicher 
Dauer sein (bis zu zwei Jahren), 
sich auf allgemeine oder eng 
berufliche Ausbildungsinhalte 
beziehen und Theorie oder 
Praxis stärker betonen. Wichtig 
ist ein flexibles System, das 
entsprechende Kapazitätsverän­
derungen verkraften und auch 
die geforderte Ausbildungsqua­
lität bereitstellen kann. Länder, 
die (Um-)Schulungsmaßnahmen 
für arbeitslose Jugendliche in 
größerem Umfang ergriffen ha­
ben, haben dies über eine Kom­
bination von öffentlichen, über­
betrieblichen und privat organi­
sierten Kursen (in Unternehmen) 
zu erreichen versucht, wobei die 
lokalen Gegebenheiten des Ar­
beitsmarktes Berücksichtigung 
fanden.

Das Hauptproblem bei antizy­
klischen Schulungsprogrammen 
ist; In welchen Qualifikationen 
soll ausgebildet werden und in 
welchem Umfang? Welcher Per­
sonenkreis (Ältere, Jüngere, Ar­
beitslose, Beschäftigte in allen 
oder nur in bestimmten Berufen, 
Wirtschaftszweigen, Regionen 
usw.) soll einbezogen werden?

Berufliches Ausbildungssystem

Bei der Erweiterung des be­
stehenden öffentlichen bzw. 
überbetrieblichen beruflichen 
Ausbildungssektors als Mittel 
zur Verringerung der Arbeits­
losigkeit handelt es sich meist 
um Ergänzungen, die auf eine
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Verlängerung der Ausbildungs­
zeit hinauslaufen, oder es soll 
den von Arbeitslosigkeit gefähr­
deten/betroffenen Jugendlichen, 
z. B, jenen, die nach Erreichen 
des Schulpflichtalters die Schule 
ohne weitere Bildung verlassen 
haben, die Möglichkeit zur be­
ruflichen Bildung gegeben wer­
den. In Ländern mit mehr schu­
lisch orientierter beruflicher Aus­
bildung wäre die Anfügung 
eines praktischen Unterrichts­
te ils die logische Ergänzung. 
Bei der Betrachtung der einbe­
zogenen Länder fä llt jedoch auf, 
daß dies über Einarbeitungszu­
schüsse und Arbeitserfahrungs­
aufenthalte in Betrieben zu er­
reichen versucht wird. In Län­
dern m it dualem Berufsausbil­
dungssystem hängt das Ausbil­
dungsplatzangebot vom privaten 
Sektor ab, variiert deshalb je 
nach der Wirtschaftslage. Des­
halb können sich Ungleichge­
wichte auf dem Ausbildungsstel­
lenmarkt ergeben. Sie werden 
zu beheben versucht, indem 
man Ausbildungsperioden in öf­

fentlichen oder überbetriebli­
chen Einrichtungen zusammen­
faßt, oder es werden Über­
gangsbildungsgänge für stellen­
lose Schulabgänger eingerichtet.

Da die meisten der betrachte­
ten Länder bereits über ein um­
fangreiches berufliches Ausbil­
dungssystem verfügen, werden 
derartige Maßnahmen in den je­
weiligen Ländern recht sparsam 
ergriffen. Ein weiterer Ausbau 
ist kostspielig, da er auf Dauer 
angelegt ist, und es besteht die 
Gefahr, daß das Beschäftigungs­
problem nur aufgeschoben wird. 
Trotzdem soll nicht verkannt 
werden, daß fü r bestimmte Ju­
gendliche oder während Über­
gangsperioden erweiterte oder 
überausgelastete Kapazitäten im 
öffentlichen oder überbetrieb­
lichen Berufsausbildungssystem 
durchaus sinnvoll und notwen­
dig sind.

Stärkere Berufsorientierung

Um den Übergang von der 
Schule in den Beruf zu erleich­

tern, zielen einige Maßnahmen 
darauf ab, eine stärkere beruf­
liche Orientierung bereits wäh­
rend der allgemeinen Ausbil­
dung zu erreichen. Das wird zum 
Beispiel zu erzielen versucht 
über eine stärkere Berufsbera­
tung als Teil des Lehrplans 
(USA), wechselnde Unterrichts­
perioden mit praktischen Tätig­
keiten (Großbritannien), die Auf­
nahme von handwerklich-tech­
nischen Fächern in den Lehrplan 
der Schule (Frankreich) oder 
den Anschluß eines berufsorien­
tierten Jahres nach Ende der 
schulischen Ausbildung (Irland).

Da die meisten der genannten 
Maßnahmen neu sind, ist eine 
Beurteilung noch nicht möglich. 
Sie sind auch im Lichte der 
Grundsatzfragen nach der 
Hauptfunktion eines Ausbil­
dungssystems zu sehen: Wel­
ches Ziel (Vorbereitung auf 
die Erwerbstätigkeit, Erziehung 
zum selbstbewußten kritischen 
Staatsbürger, Vermittlung von 
ethischen Werten etc.) soll prio- 
ritär angestrebt werden?

Übersicht
Maßnahmen zur Verringerung der Jugendarbeitslosigkeit in einigen ausgewählten Ländern

Land

Ausgewiesene arbeitslose Jugendliche 1976 
-  in Tausend
Jugendliche in % der Gesamt- 
arbeitslosigkelt
Beschäftigungsfördernde MaBnahmen
Subventionierung von Arbeitsplätzen 
in Unternehmen 
Schaffung von Arbeitsplätzen 
im traditionellen öffentlichen Sektor 
Schaffung von Arbeitsplätzen für 
Gemeinschaftsaufgaben auf lokaler Ebene
Mobilitätszuschüsse
Ausbildungsorientierle Maßnahmen
Förderung betrieblicher Ausbildung
Schaffung von Ausbildungsplätzen
im öffentlichen Dienst
Schulungsprogramme
während der Arbeitslosigkeit
Erweiterung des beruflichen
Bildungssektors
Stärkere Berufsorientierung
der schulischen Ausbildung
Verringerung des Arbeitszeltvolumens
Verkürzung der Arbeitszeit 
Flexibilisierung /
Herabsetzung des Rentenalters 
Arbeitsplatzteilung (job-sharing) 
Verlängerung der Schulpflicht
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Über eine Verringerung der 
lebenslangen individuellen Ar­
beitszeit wird erhofft, das Er­
werbspersonenpotential besser 
auszuschöpfen bzw. Beschäfti­
gungsmöglichkeiten umzuvertei­
len. Das kann geschehen über 
die Verkürzung der Arbeitszeit, 
die Verlängerung der Schul­
pflicht, die Herabsetzung bzw. 
Flexibilisierung des Renten­
alters und eine Arbeitsplatztei­
lung, d. h. Aufteilung der Aufga­
ben und der Verantwortung 
eines Arbeitsplatzes in zwei Ar­
beitskräfte.

Durch derartige globale Maß­
nahmen werden vor dem Hinter­
grund einer vorher allgemeinen 
Arbeitslosigkeit nicht unmittel­
bar Arbeitsplätze für Jugend­
liche frei. Außer man erläßt zu­
gleich beschäftigungsfördernde 
Bestimmungen wie die Pflicht, 
einen durch eine vorzeitige Pen­
sionierung freigewordenen Ar­
beitsplatz mit einem Jugend­
lichen zu besetzen. In Anbe­
tracht der Breite der Diskussion 
dieser Vorschläge erstaunt es 
fast, daß diese Maßnahmen bis­
her kaum oder nicht aus dem 
Beweggrund Verringerung der 
Jugendarbeitslosigkeit ergriffen 
wurden.

Aus dem internationalen Ver­
gleich und den Erfahrungen an­
derer Länder zum Problem der 
Jugendarbeitslosigkeit ergeben 
sich eine Reihe von Gemeinsam­
keiten, aber auch Divergenzen. 
Die Gemeinsamkeiten liegen vor

allem bei den Ursachen der Ju­
gendarbeitslosigkeit, die Diver­
genzen bei der Wahl und der 
Ausgestaltung der Maßnahmen 
zur Verringerung der Jugend­
arbeitslosigkeit.

□  Die Beschäftigungsschwierig­
keiten von Jugendlichen existie­
ren in anderen Ländern meist 
schon eine längere Zeit als in 
der Bundesrepublik Deutsch­
land. Das Niveau der Jugend­
arbeitslosigkeit ist in einem gro­
ßen Teil der betrachteten Län­
der überproportional angestie­
gen und liegt -  zum Teil be­
trächtlich -  über der allgemei­
nen Arbeitslosenquote.

□  Auf der Basis der verfügba­
ren Zahlen schneidet die Bun­
desrepublik Deutschland im Ver­
gleich zu anderen Industrielän­
dern bis jetzt relativ günstig ab. 
Das kann zum Teil und bei der 
gegenwärtigen Wirtschaftssitua­
tion daran liegen, daß für die im 
dualen System ausgebildeten 
Jugendlichen ein reibungslose­
rer Übergang von der Schule in 
den Beruf erreicht wird.

□  Aus dem zwischenstaatlichen 
Vergleich wird ersichtlich, daß, 
da die Ursachen überwiegend 
globalwirtschaftlicher Natur sind 
(Zusammentreffen der demogra­
phisch bedingten Zunahme von 
jugendlichen Arbeitsuchenden 
mit einer verschlechterten w irt­
schaftlichen Situation), in kei­
nem Land die zugunsten der Ju­
gendlichen ergriffenen Maßnah­

men die Jugendarbeitslosigkeit 
beheben konnten.
Q  Beschäftigungsorientierte 
Maßnahmen wie Subventionen, 
Steuer- oder Sozialabgaben­
nachlaß an Unternehmen wer­
den in größerem Umfang als bei 
uns gewährt, um Arbeitsplätze 
zu erhalten oder neue zu schaf­
fen.
□  Die Durchführung von Ge­
meinschaftsaufgaben auf lokaler 
Ebene wie Landschafts-ZUmwelt- 
schutz, Hilfe für alte Menschen, 
Betreuung von Kindergärten/ 
Spielplätzen ist eine der inno­
vatorischen Maßnahmen, die 
augenscheinlich mit recht gutem 
Erfolg ergriffen werden.
□  Bildungsorientierte Maßnah­
men erstrecken sich von subven­
tionierten Arbeitserfahrungsauf­
enthalten, Zuschüssen für be­
triebliche Ausbildungsplätze oder 
-gänge, Schulungsprogrammen 
während Arbeitslosigkeitsperio­
den bis zur stärkeren beruf­
lichen Orientierung der schu­
lischen Ausbildung.
□  Es wird der Trend sichtbar, 
anstatt Arbeitslosenunterstüt­
zung neben beschäftigungspoli­
tischen Maßnahmen zunehmend 
bildungsorientierte Maßnahmen 
zu finanzieren. Internationale 
Organisationen wie die OECD 
und die EG befürworten eben­
falls diese Entwicklung, da b il­
dungspolitische Programme län­
gerfristig wirken und die Be­
schäftigungschance des einzel­
nen erhöhen.
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Gero Lenhardt

CDU und SPD zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit

W ie in anderen westliclien 
Staaten, so ist die Jugend- 

arbeitslosigl<eit aucti in der Bun- 
desrepublil< zu einer Dauerer­
scheinung geworden; ihr Ende 
läßt sich nicht absehen. Wenig 
Klarheit besteht auch über ihren 
Umfang. Die von der Bundes­
anstalt für Arbeit veröffentlich­
ten Angaben treffen die tatsäch­
liche Zahl der jugendlichen Ar­
beitslosen unter 20 Jahren nicht 
einmal annäherungsweise. Die 
Bundesanstalt registrierte 1975 
rund 86 000 arbeitslose Jugend­
liche und 1976 85 000. Aus dem 
Mikrozensus des Jahres 1976 
errechnete eine Göttinger For­
schergruppe, daß im Jahr 1975 
mindestens 126 000 und im 
Jahre 1976 mindestens 136 000 
Jugendliche arbeitslos gewesen 
sein müssen. Geht man, wie die 
Göttinger Forschungsgruppe, 
von der Lebendstatistik aus, 
dann ergibt sich, daß w ir mit 
einer ganz beträchtlichen 
Gruppe von Jugendlichen rech­
nen müssen, die an keiner der 
Stellen registriert sind, die Ju­
gendliche normalerweise erfas­
sen: Sie treten weder als Schü­
ler noch als Studenten, weder 
als Soldaten noch als Kriegs­
dienstverweigerer, weder als 
Erwerbstätige noch als Erwerbs­
lose in Erscheinung. Diese Rest­
gruppe wuchs zwischen 1972 
und 1976 um etwa 70 000. Unter 
den Zugängen scheinen die 15- 
bis 16jährigen besonders stark 
repräsentiert zu sein. Die Göt­
tinger Studiengruppe folgert aus 
ihren Recherchen, „daß das 
reale Ausmaß der Beschäfti­
gungslosigkeit Jugendlicher die 
Zahlen der Bundesanstalt um 
mehr als das Doppelte übertrof­
fen haben muß“ .

Die Bestimmungsgründe der 
Jugendarbeitslosigkeit werden 
sowohl auf der Angebots- wie 
auf der Nachfrageseite des Ar­
beitsmarkts gesucht. Dabei kon­
zentriert sich das Augenmerk 
der einen vor allem auf 
die Angebotsseite. Man ver­
sucht, in den Persönlichkeits­
merkmalen der Arbeitslosen 
eine Erklärung für die Arbeits­
marktkrise zu finden. Andere 
gehen davon aus, daß die Indi­
viduen keinen Einfluß auf die 
Entwicklung der gesellschaftli­
chen Verhältnisse haben, und 
untersuchen die Funktionsbedin­
gungen der Marktwirtschaft, 
konzentrieren sich also auf die 
Nachfrageseite.

Eignung und Neigung

Werfen w ir zunächst einen 
Blick auf die Angebotsseite. In 
Zweifel gezogen werden Eig­
nung und Neigung der Jugend­
lichen, vorhandene Arbeits- und 
Ausbildungsplätze zu besetzen. 
Der Hinweis darauf, daß einer 
um so eher seinen Arbeitsplatz 
verliert, je  kürzer seine Ausbil­
dung gewesen ist, suggeriert, 
daß viele Arbeitslose vor allem 
deswegen arbeitslos sind, weil 
es ihnen an der nötigen Lei­
stungstüchtigkeit fehlt. Anderen 
scheinen einige freie Lehrstellen 
darauf hinzudeuten, daß es den 
Jugendlichen an realistischen 
Berufsvorstellungen fehle und 
sie deswegen durchaus vorhan­
dene Arbeitsplätze und Lehrstel­
len ausschlügen.

Diese immer wieder vorgetra­
genen Zweifel an der Eignung 
und Neigung der Jugendlichen 
sind indessen leicht zu w ider­
legen. Wenn die Arbeitslosigkeit

irgend etwas mit der Leistungs­
fähigkeit der Jugendlichen zu 
tun hätte, dann müßte sich zei­
gen lassen, daß die Fähigkeiten 
der Schulabsolventen in der Zeit 
der Vollbeschäftigung höher ge­
wesen sind als diejenigen ihrer 
weniger glücklichen Kollegen 
von heute. Dafür g ibt es jedoch 
nicht die Spur eines Belegs. 
W ir wissen dagegen sehr gut, 
daß die Zahl der bereitstehen­
den Ausbildungs- und Arbeits­
plätze für Jugendliche weit hin­
ter dem Bedarf zurückbleibt. 
Während in den sechziger Jah­
ren Hunderttausende von Lehr­
stellen alljährlich offen blieben, 
ist die Zahl der Vakanzen jetzt 
auf weit unter zehn Prozent ge­
schrumpft. Ein so geringer An­
teil erlaubt es jedoch, den Lehr­
stellenmarkt als erschöpft zu be­
zeichnen. Unter diesen Umstän­
den wäre es für das Arbeits­
marktgeschehen gänzlich irre le­
vant, wenn mehr höherqualifi­
zierte Lehrstellenbewerber zur 
Verfügung stünden, denn ein zu­
sätzliches Angebot an Lehrlin­
gen könnte ohnehin nicht unter­
gebracht werden.

Daß w ir es vor allem mit 
einem quantitativen  Mißverhält­
nis zwischen Angebot und Nach­
frage auf dem Teilarbeitsmarkt 
für Jugendliche zu tun haben, 
impliziert das verbreitete Argu­
ment, die Ursache der Jugend­
arbeitslosigkeit sei bei demo­
graphischen Entwicklungsten­
denzen zu suchen. Die Über­
legungen zur „Lehrlings­
schwemme“ sollen die Arbeits­
losigkeit von der Angebotsseite 
her erklären. Der Hinweis auf 
die demographische Entwick­
lung ist ebensowenig frei von
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ideologischen l\/lomenten wie 
derjenige auf Eignung und Nei­
gung. Das ergibt sich nicht bloß 
daraus, daß die Jugendarbeits­
losigkeit bereits in den Jahren 
zunahm, in denen die Zahl der 
Schulabsolventen noch sank. 
W ichtiger ist ein anderes Be­
denken.

Die Tatsache, daß ein so kon­
formistisches Bedürfnis wie das 
nach Arbeit nicht zu erfüllen ist, 
zeigt, wie weit sich die Funk­
tionsweise des Arbeitsmarktes 
von den individuellen Interessen 
der Arbeitenden entfernt hat. 
Die Sachzwänge der Wirtschaft 
und die Berufsinteressen der 
einzelnen stehen im Wider­
spruch, der seinen dramatisch­
sten Ausdruck in der Arbeitslo­
sigkeit findet. Für dieses System 
gibt es derzeit tatsächlich zu 
viele Jugendliche. Übernimmt 
man dagegen die Interessen­
perspektiven der Jugendlichen, 
dann lautet die Diagnose des 
gegenwärtigen Zustandes; Die 
Gesetzmäßigkeiten oder Sach­
zwänge der Wirtschaft stehen 
gegen uns. Wollen sich die Ju­
gendlichen nicht selbst als eine 
Sache begreifen, als ein Natur­
ereignis, das den geregelten Ab­
lauf der Wirtschaft stört, dann 
müssen sie darauf bestehen, 
daß die Nachfrageseite auf dem 
Arbeitsmarkt als Ursache ihrer 
Misere angesehen wird.

Daß die Nachfrage nach Ar­
beitskräften Konjunkturschwan­
kungen unterliegt und hinter 
dem Angebot an Arbeitskräften 
zurückbieibt, ist für die Bundes­
republik nach einer ausgedehn­
ten Periode der Vollbeschäfti­
gung eine neue Erfahrung. Kri­
sen, die niemand w ill und die 
niemand abwenden kann, sind 
aber gleichwohl eine allen ver­
traute wirtschaftliche Erschei­
nung, der w ir hier nicht weiter 
nachzugehen brauchen. Zu klä­
ren ist freilich, warum in der 
Bundesrepublik ebenso wie in 
den anderen westlichen Staaten 
Jugendliche von der Arbeits­
losigkeit häufiger als die übri­

gen Erwerbstätigen betroffen 
sind.

Die Differenz zwischen den 
Arbeitslosenraten von Jugend­
lichen und Erwachsenen ergibt 
sich ebenfalls aus dem w ider­
sprüchlichen Verhältnis zw i­
schen den Interessen der Ju­
gendlichen und den Gesetz­
mäßigkeiten der Wirtschaft. Die­
ser Interessengegensatz drückt 
sich nicht nur in der Zahl der 
fehlenden Arbeitsplätze aus, 
sondern auch in der Qualität 
der vorhandenen. So sind in der 
Bundesrepublik zu Beginn der 
siebziger Jahre Regelungen des 
Jugendarbeitsschutzes zugun­
sten der Jugendlichen verändert 
worden. Und mit der Reform der 
beruflichen Bildung wollte der 
Staat die Unternehmer veran­
lassen, die Verwendung eines 
Teils ihres Produktivvermögens 
besser mit den Ausbildungs­
und Entwicklungsbedürfnissen 
der Jugendlichen abzustimmen.

Jugendliche als Störfaktor

Da der pflegliche Umgang mit 
der Arbeitskraft den Betrieben 
keinen Wettbewerbsvorteil 
schafft, machen die gesetzlich 
erzwungenen Auflagen die Ar­
beitskraft Jugendlicher relativ 
teuer. Jugendliche sind deswe­
gen recht unattraktive Arbeits­
kräfte. Das Entgelt, das sie für 
ihre M itarbeit erhalten, muß 
schon sehr niedrig sein, wenn 
ihre Arbeit Profit abwerfen soll. 
Die recht beträchtlichen Erhö­
hungen der Ausbildungsbeihil­
fen in den vergangenen Jahren 
haben diesem Erfordernis fre i­
lich widersprochen. Die Arbeits­
marktchancen von Jugendlichen 
werden des weiteren durch das 
Verbot eingeschränkt. Jugend­
liche für besonders destruktive 
Arbeiten heranzuziehen. Arbeits­
plätze dagegen, die für Jugend­
liche besonders geeignet waren, 
vor allem solche im elterlichen 
Betrieb, sind der wirtschaftlichen 
Entwicklung zum Opfer gefallen. 
Die Ansprüche, die sich aus den 
Entwicklungsbedürfnissen der

Jugendlichen ergeben, und die 
Funktionsbedingungen der 
Marktwirtschaft stehen sich also 
immer unversöhnlicher gegen­
über.

Dieser Umstand zwingt die 
Unternehmer, darauf zu drin­
gen, daß ihnen kostspielige Auf­
lagen zur Förderung der Ju­
gendlichen erspart bleiben, oder 
sie müssen darauf verzichten, 
jugendliche Arbeitskräfte zu be­
schäftigen. Sie tun beides. Sie 
stellen, wie sich an der überpro­
portional hohen Jugendarbeits­
losigkeit ablesen läßt. Jugend­
liche seltener ein als Erwach­
sene. Zugleich fordern sie, nicht 
ohne Erfolg, daß gesetzliche 
Auflagen zum Schutz der ju ­
gendlichen Arbeitskraft aufgeho­
ben werden. Wenn die „prob le ­
matische“ Anrechnungsverord­
nung für das Berufsgrundbil­
dungsjahr entsprechend den Be­
dürfnissen der Praxis modifiziert 
und auch das Schwerbehinder­
tengesetz für Klein- und M ittel­
betriebe geändert w ird, wenn 
einige „Ungereim theiten“ des 
Jugendarbeitsschutzes „klarge­
s te llt“ würden, dann, so berich­
tet das Handelsblatt aus Hand­
werkskreisen, würde die Nach­
frage nach Arbeitskräften wieder 
zunehmen. Derartigen Forderun­
gen liegt nicht persönliche W ill­
kür, sondern die richtige Einsicht 
zugrunde, daß es der Markt ver­
bietet, Arbeitskräfte einzustel­
len, wenn sich daraus kein Pro­
fit ergibt.

Die skizzierten Befunde über 
den Gegensatz zwischen indivi­
duellen Interessen und den 
Funktionsbedingungen der 
Marktwirtschaft sind nicht neu. 
Sie liegen nicht zuletzt der Vor­
stellung vom Sozialstaat zu­
grunde, der im Interessengegen­
satz zwischen Individuum und 
Gesellschaft den Individuen zu 
dem verhelfen w ill, was ihnen 
der Markt schuldig bleibt. Sehen 
w ir daher, wie CDU und SPD 
jenen Gegensatz, der sich in der 
Jugendarbeitslosigkeit manife­
stiert, ausgieichen wollen.
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Die CDU hat im vergangenen 
Sommer im Bundestag einen 
Antrag die „Zukunftschancen 
der jungen Generation“ betref­
fend eingebracht, die SPD hat 
ein „Aktionsprogramm zur Be­
kämpfung der Jugendarbeitslo­
s igke it“ vorgelegt. Die in diesen 
Papieren ausgebreiteten Vor­
stellungen sollen hier verglichen 
werden. Dabei wollen w ir uns 
auf einige, die Jugendarbeitslo­
sigkeit unmittelbar betreffende 
Forderungen konzentrieren und 
solche, die damit nur in einem 
sehr mittelbaren Zusammen­
hang stehen, wie etwa die For­
schungs- und Technologiepolitik 
und Forderungen zum Laufbahn­
recht, beiseite lassen.

Diagnose der Parteien

Die Ursachen der Arbeits­
marktprobleme der Jugendli­
chen sucht die CDU vor allem in 
der Politik der sozialliberalen 
Regierung. Die SPD rückt da­
gegen stärker ins Licht, daß die 
Marktwirtschaft die Interessen 
der Jugendlichen nicht genü­
gend berücksichtigt. Diesen Dia­
gnosen entspricht, daß die CDU 
darauf aus ist, staatliche Inter­
ventionen zurückzudrängen, um 
die Aktionsmöglichkeiten der 
Unternehmer zu erweitern. Das 
Aktionsprogramm der SPD läßt 
sich dagegen von dem Gedan­
ken leiten, daß nur sozialstaat­
liche Eingriffe Schaden von den 
Jugendlichen abwehren könn­
ten. Die Berufsausbildung, so 
fordert die CDU, müsse vor 
allem Sache der Unternehmer 
sein und mehr Beachtung ge­
genüber schulischen Bildungs­
und Ausbildungseinrichtungen 
erhalten, deren Träger ja der 
Staat ist. So opponiert die CDU 
gegen die Einführung des zehn­
ten allgemeinbildenden Pflicht­
schuljahres, setzt sich für das 
betriebsnahe kooperative Grund­
bildungsjahr ein, warnt vor einer 
praxisfernen, verwissenschaft­
lichten und „vertheoretisierten“ 
Ausbildung, verte idigt die Unter­
nehmer gegen die „Diffam ierung 
der Ausbildung im Betrieb als

Ausbeutung und der Ausbilder 
als Ausbeuter“ und wendet sich 
gegen „Reglementierungen und 
Dirigismus als bürokratische 
Mittel, um die Eigeninitiativen 
der ausbildenden Betriebe zu 
ersticken, zum Beispiel durch . . .

.Ausbildereignungsverordnun­
gen’ und eine Gesetzesflut 
ohnegleichen“ .

Konzentration 
auf die Angebotsseite

Das sozialdemokratische Ak­
tionsprogramm stimmt mit den 
Vorstellungen der CDU darin 
überein, daß „d ie  Verantwortung 
für die Bereitstellung eines be­
friedigenden Angebots an be­
trieblichen Ausbildungsplätzen 
und Arbeitsplätzen . . .  in unse­
rem Wirtschaftssystem zuerst 
und hauptsächlich bei den Ar­
beitgebern“ liege. Unter der 
Überschrift „Unsere Hauptforde­
rungen“ wird festgestellt, daß 
„insofern . . .  für öffentliche Maß­
nahmen gegen Jugendarbeits­
losigkeit nur ein eng begrenzter 
Handlungsspielraum“ bleibe. 
Eingedenk dieser Machtverhält­
nisse auf dem freien Markt 
empfiehlt das Aktionsprogramm 
den bildungspolitischen Rückzug 
aus dem betriebspraktischen 
Teil des dualen Systems und 
fordert vor allem schulische Aus­
bildungsmöglichkeiten außer­
halb der Betriebe. Dazu gehö­
ren teilzeitschulische, überbe­
triebliche und außerbetriebliche 
Ausbildungsstätten, Berufsbil­
dungswerke und Werkstätten für 
Behinderte, die Einführung des 
zehnten Pflichtbildungsjahres, 
zusätzliche Möglichkeiten für 
den Erwerb des Hauptschulab­
schlusses. die Anwendung des
Ausbildungsplatzförderungsge­

setzes. das die berufliche B il­
dung von einzelbetrieblichen 
Kosten-Nutzen-Analysen etwas 
unabhängiger machen soll, so­
wie Umschulungs- oder Weiter­
bildungsmaßnahmen für fehl­
oder unterqualifizierte Jugend­
liche.

Trotz der genannten Differen­
zen stimmen die beiden Papiere

im wesentlichen überein: Beide 
konzentrieren sich auf die An­
gebotsseite des Arbeitsmarktes. 
Jugendarbeitslosigkeit soll vor 
allem mit bildungspolitischen 
Maßnahmen bekämpft werden. 
Nur an einer Stelle geht das 
sozialdemokratische Aktionspro­
gramm darüber hinaus und for­
dert, daß auch die Nachfrage­
seite auf dem Markt politisch 
beeinflußt werden soll. Der Staat 
solle mehr Arbeitsplätze im öf­
fentlichen Dienst bereitstellen, 
stärker in die Energieversor­
gung und den Umweltschutz in­
vestieren, eine vorausschauende 
Strukturpolitik für Vollbeschäfti­
gung und humanes Wachstum 
durchsetzen.

Technokratische Utopien

In den programmatischen For­
derungen beider Parteien ist im­
pliziert, daß zwischen dem Inter­
esse an der persönlichen Ent­
wicklung der Jugendlichen und 
den Ansprüchen des Arbeits­
marktes grundsätzlich Harmonie 
herrsche, daß Störungen eher 
steuerungstechnischer Natur 
seien. So heißt es im SPD-Pa- 
pier, „daß die hochindustriali­
sierte Volkswirtschaft der Bun­
desrepublik hochqualifizierte 
Nachwuchskräfte benötigt“ . Das 
Angebot an höherqualifizierten 
Arbeitskräften, die das expan­
dierende Bildungssystem in 
immer größeren Zahlen entläßt, 
entspräche der Nachfrage auf 
dem Arbeitsmarkt. Übersehen 
wird dabei freilich, was in der 
Wissenschaft seit Jahren A llge­
meingut und zum Beispiel der 
amerikanischen Regierung ge­
läufig ist, daß die westlichen 
Industriegesellschaften keines­
wegs auf immer mehr hochquali­
fizierte Arbeitskräfte angewie­
sen sind. Arbeit wird hier, wenn 
möglich, immer so organisiert, 
daß sie von den preisgünstige­
ren. jederzeit austauschbaren 
und am Arbeitsplatz gut kontrol­
lierten Arbeitskräften ohne auf­
wendige Ausbildung ausgeführt 
werden kann.
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Harmonistische technokra­
tische Utopien kennzeichnen vor 
allem das sozialdemokratische 
Aktionsprogramm, während der 
Antrag der CDU ahnen läßt, daß 
es mit der Harmonie zwischen 
individuellem Bildungsinteresse 
und der Nachfrage auf dem Ar­
beitsmarkt nicht sehr weit her 
ist. Selbstverständlich beschwört 
auch die CDU die Persönlich­
keitsentwicklung der Jugend­
lichen. Anders als die SPD hebt 
die CDU jedoch das Problem 
hervor, daß das „Bildungs- und 
Beschäftigungssystem . . .  aufein­
ander bezogen sein“ müssen. 
Wer sich wem anzupassen hat, 
bleibt nicht im unklaren. „Eine 
bestimmte Ausbildungsqualifika­
tion, die der Begabung und dem 
Leistungswillen des einzelnen 
entspricht, begründet nicht auto­
matisch das Anrecht auf einen 
bestimmten Beruf und Besol­
dungsstatus.“ Das Recht der 
Unternehmer, bei der Nachfrage 
nach Arbeitskräften „automa­
tisch“ Qualifikationsansprüche 
durchzusetzen, die die Bildungs­
interessen der Mehrheit verlet­
zen, wird dagegen nicht ange­
tastet. Die Forderung nach Hu­
manisierung der Arbeit taucht 
im CDU-Antrag überhaupt nicht 
und im SPD-Papier nur an peri­
pherer Stelle auf.

Qualifikationsanpassung

Gemessen an dem Ziel, die 
Jugendlichen an den Qualifika­
tionsbedarf der Unternehmer an­
zupassen und von der Straße 
wegzubringen, erscheinen die 
bildungspolitischen Vorschläge 
der CDU realistisch. Die Berufs­
ausbildung soll vor allem Sache 
der Unternehmer sein. Wie w ir 
aus den gerade hinter uns lie­
genden Auseinandersetzungen 
um die Reform der beruflichen 
Bildung wissen, führt die Teil­
nahme am Arbeitsprozeß heute 
nur noch ausnahmsweise zu 
einem Zuwachs an beruflicher 
Qualifikation. Sollen die Jugend­
lichen in den Betrieben noch 
etwas lernen, dann ist das nur 
möglich, wenn außerhalb des

eigentlichen Arbeitsbereiches 
Einrichtungen für Unterrichts­
zwecke geschaffen werden. 
Diese sind jedoch mit Kosten 
verbunden, die kaum eine Ga­
rantie für entsprechende Ge­
winne enthalten. Die Betriebe 
haben sich deswegen entweder 
aus dem Ausbildungswesen zu­
rückgezogen, oder aber die Ju­
gendlichen an Arbeitsplätzen 
beschäftigt, die einen Erfah­
rungsgewinn nicht ermöglichten. 
Dem wollte die Berufsbildungs­
reform bekanntlich begegnen. 
Wenn die CDU daher für eine 
betriebliche Berufsausbildung 
plädiert und sich gegen soge­
nannten staatlichen Dirigismus 
wendet, dann bedeutet das, daß 
sie die recht beschränkten Qua- 
lifikationsinteressen der Unter­
nehmer vertritt. Die SPD dage­
gen kann zwar mit guten Argu­
menten belegen, daß schulische 
Bildungs- und Ausbildungspro­
zesse besser qualifizieren als 
Routinearbeit, jedoch bleibt sie 
eine überzeugende Antwort auf 
die Frage schuldig, ob die Flut 
der Diplomierten auch Arbeits­
plätze findet, die ihrer Qualifika­
tion entsprechen.

Daß es in der Marktwirtschaft 
auf den einzelnen und seine in­
dividuellen Fähigkeiten kaum 
ankommt, ist eine unter Arbei­
tern weitverbreitete Einsicht. 
Jugendliche, besonders d ie jen i­
gen aus der krisengefährdeten 
Unterschicht, empfinden die 
Schule bereits jetzt eher als 
Eingriffsverwaltung. Auf sie 
kann sich der CDU-Antrag mit 
seinem anspruchslosen Realis­
mus in der Tat berufen, wenn 
er gegen eine Bildungsexpan­
sion argumentiert. Die SPD, die 
das zehnte Schuljahr fordert, 
bleibt den Beleg dafür schuldig, 
daß die kultivierende Kraft der 
Schulen jener Unkultur von öko­
nomischer Unsicherheit und ent­
fremdeter Arbeit entgegenwir­
ken kann.

Die beiden Kontrahenten stim­
men in der Forderung überein, 
daß die Jugendlichen rechtzei­
tig über die Verhältnisse auf

dem Arbeitsmarkt inform iert 
werden müßten. Das Prognose- 
und Beratungswesen sei auszu­
bauen. Diese Forderung ent­
spricht den politischen Zielvor­
stellungen der CDU freilich bes­
ser als denjenigen der SPD. 
Denn wenn die Jugendlichen mit 
der Nachfrage nach Arbeitskräf­
ten vertraut gemacht werden, 
dann kann das nur bedeuten, 
daß Informationen über die An­
sprüche der Unternehmer wei­
tergegeben werden. Bildungs­
interessen, die über das küm­
merliche Dasein an einem Rou­
tinearbeitsplatz hinausgehen, 
müssen dadurch entmutigt wer­
den.

Individuelle Interessen

Dem mag man entgegenhal­
ten, daß die Jugendlichen ihre 
Wettbewerbschancen auf dem 
Arbeitsmarkt durch Bildungsan­
strengungen verbessern können, 
ln der Tat empfiehlt es sich in 
der Perspektive individueller 
Einzeünteressen mit Hilfe des 
Bildungssystems eine Berufs­
karriere zu versuchen. Man ver­
dient dann mehr, ist gegen Ar­
beitslosigkeit besser geschützt, 
und die Arbeit, die man zu be­
wältigen hat, ist angenehmer. 
Eine arbeitsmarktpolitische Stra­
tegie läßt sich mit derartigen 
Überlegungen freilich nicht be­
gründen. Denn mehr Bildung 
ändert ja nichts an der Krisen­
anfä lligkeit der Wirtschaft, sie 
schafft keine interessanteren Ar­
beitsplätze und wird die Ein­
kommen der abhängig Beschäf­
tigten insgesamt nicht erhöhen. 
Sie schafft lediglich höher quali­
fizierte Arbeitslose, unterbe­
schäftigte Arbeitskräfte, deren 
Einkommenserwartungen uner­
fü llt bleiben müssen. Staatsein­
griffe, die nicht nur Chancen im 
Wettbewerb um ungleiche Le­
bensbedingungen angleichen 
wollen, dürfen sich deswegen 
nicht auf die Angebotsseite des 
Arbeitsmarktes beschränken, 
sondern müssen sich die Struk­
tur des Arbeitsprozesses selbst 
vornehmen. Wenn die Kräfte des
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Marktes nicht genügend Arbeits­
plätze bereitstellen und wenn 
die verfügbaren, gemessen am 
Interesse an der Persönlichkeits­
entwicklung der Arbeitenden, 
inhuman sind, dann bedarf es 
anderer gesellschaftlicher Steue­
rungsmechanismen, wenn w irt­
schaftliche Qualifikationsansprü­
che mit den Bedürfnissen indi­
vidueller Entwicklung in Über­
einstimmung gebracht werden 
sollen.

Die Expansion schulischer B il­
dungseinrichtungen, auf die das 
Aktionsprogramm der SPD zielt, 
muß sich den Vorwurf von 
rechts gefallen lassen, illuso­
risch zu sein, und denjenigen 
von links, die arbeitslosen Ju­
gendlichen lediglich von der 
Straße unter öffentliche Kon­
trolle  bringen zu wollen, wenn 
sie nicht gleichzeitig mit dem 
Gedanken an Mit- und Selbst­
bestimmung Ernst macht. Der 
Antrag der CDU dagegen, der 
die betriebliche Ausbildung von 
kostspieligen gesetzlichen Auf­

lagen befreien w ill, kann für sich 
in Anspruch nehmen, daß er den 
Funktionsbedingungen der 
Marktwirtschaft entspricht. Er 
verb illig t die jugendliche Ar­
beitskraft, läßt ihre Verwendung 
gewinnträchtiger werden und 
stim uliert so eine zusätzliche 
Nachfrage.

Unattraktive Alternativen

Ob die arbeitslosen Jugend­
lichen schulische Bildung der 
„Lehrlingszüchterei“ vorziehen, 
hat sie noch niemand gefragt. 
Vermutlich finden sie beide A l­
ternativen nicht sonderlich at­
traktiv. Viele von ihnen würden 
sicher Lebenspläne verfolgen, 
die an diesen Alternativen vor­
beigingen, stünden dem nicht 
w irtschaftliche und politische 
Zwänge entgegen. Die w irt­
schaftlichen Zwänge sind alt, 
die politischen dehnen sich mit 
der Verlängerung der Pflicht­
schulzeit aus. Denn da das wei­
terführende Bildungssystem je ­

dermann offensteht, bedeutet 
die Verlängerung der Pflicht­
schulzeit vor allem, daß diejeni­
gen, die sich nicht beschulen 
lassen wollen, dazu gezwungen 
werden können.

Die diskutierten Vorstellun­
gen von CDU und SPD stimmen 
darin überein, daß die Bildungs­
politik in den Dienst der Arbeits- 
marktpoNtik genommen werden 
soll. Geht man nicht von den 
Funktionsbedingungen der 
Marktwirtschaft aus, sondern 
von den persönlichen Interes­
sen der Arbeitenden, dann wäre 
die „A rbe itsm arktpo litik“ in den 
Dienst der Bildungspolitik zu 
stellen. Zu fordern wäre, daß 
auf demokratischem Wege Ar­
beitsplätze in genügender Zahl 
und in einer Qualität bereitge­
stellt würden, die niemanden 
mehr zwingen, in seiner Jugend 
Schutz vor der Arbeit in Schulen 
zu suchen und im Erwachsenen­
alter die destruktive Erfahrung 
fremdbestimmter Arbeit auf sich 
zu nehmen.

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG

Dieter Gehrmann

DIE EFFIZIENZ DES EURO-KAPITALMARKTES
Funktionsmechanismen und internationale Kapitalallokation

In der vorliegenden Studie werden mit Hilfe einer Effizienzanalyse die 
Funktionsmechanismen und die Bedeutung des Euro-Kapitalmarktes für 
die Allokation des Kapitals im internationalen Rahmen dargestellt. Die 
der Analyse zugrunde liegenden Effizienzkriterien eriauben nicht nur eine 
Erfassung des realen Kapitalmarktgeschehens, sondern können auch den 
Funktionen des Euro-Kapitalmarktes zugeordnet werden. Sie umfassen 
im einzelnen die Kapazität, die Flexibilität, die Kosten und die Stabilität 
des Euro-Kapitalmarktes.

Großoktav, 370 Seiten, 1978, Preis brosch. DM 42,60

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H

ISBN 3-87895-174-4

H A M B U R G

WIRTSCHAFTSDIENST 1978/X 495


	wd_v58_i10_pp484-490
	wd_v58_i10_pp491-495

